
Übe:rwac1lu:m.g Im Kanton 
Zürkh darf skh dble Polizei 
nicht mehr mit technischen 
Mlittelln Zugang zu geschlosse
nen Plattformen im Internet 
versd1affen, um di e Kommuni
kation zu überwachen. 
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Das Bundesgericht ldppt einen Artikel 
aus dem Polizeigesetz des Kantons Zü
rich, weil er gegen das von der Verfas
sung geschützte Fernrneldegeheimnis 
verstõsst l\llit der betroffenen Bestim
mung sollte unter anderem gegen Sexu
alstraftãter im lntemet und Hooliganis
mus vorgegangen werden. Der Student 
Roger Merld hat gegen verschiedene 
Punlcte des Zürcher Polizeigesetzes eine 
Beschwerde eingereicht. 

In . der gestrigen Beratung der Be
schwerde karo das Bundesgericht zum 
Schluss, dass die Polizei im Kanton Zü-

rich sich nicht einfach so mit technischen 
l\llitteln Zugang zu geschützten Bereichen 
im Internet verschaffen darf, um die dor
tige Kommunil<ation zu überwachen. 
Solche Plattformen kõnnen beispielswei
se von Pãdophilen genutzt werden, um 
ldnderpomogra:fisches Material auszu-
tauschen. 

· 

Die schriftliche Begründung des Rich
terspruchs steht noch aus. Die Bundes
richter machten aber bereits in ihrer 
mündlichen Beratung ldar, dass es für 
sokhe Massnahmen - wie bei der Über
wachung von Telefonanschlüssen - die 
vorgãngige Genehmigung eines Gerichts 
braucht. Zudem müssen die überwach
ten Personen nachtrãglich über d en Vor
gang informiert werden. 

Nm em «Nebenpun:nllrt» 
Der Kanton Zürich ist mit seinem Poli

zeigesetz in diesem einen Punlct also 
über das Ziel hinausgeschossen und vom 
Bundesgericht zurüclcgepfiffen worden. 
Für Regierungsrat Mario Felhr (SP), der 
gestem Nachmittag lrurzfristig zu einer 
Meclienkonferenz einlud, um die Folgen 

des Entscheids zu erlãutem, handelt es 
·si eh bei d er betroffenen Bestinunung des 
Polizeigesetzes um «einen Nebenpunkt». 

Die Zürcher Polizei verfüge alctuell 
kaum über die technischen Mittel, um in 
geschützte Plattformen im lntemet ein
zudringen und diese zu überwachen. In 
der alltãglichen Praxis habe ein solches 
Vorgehen deshalb Icaum eine Bedeutung. 
Fehr betonte, dass das Bundesgericht 
das Zürcher Polizeigesetz im Kem in 
mehreren Punkten bestãtigt habe. 

«lLoll:i.ta 1!41:» dlarl ernmiittem 
So dürfen die Beamten weiterhin in õf

fentlich zugãnglichen Chatrooms im In
ternet verdeclct ermitteln. Dies wird etwa 
gemacht, um pãdosexiJ.elle Straftãter zu 
überführen. Dazu gibt sich ein Polizist 
oder eine Polizistin als Mãdchen aus, bei
spielsweise mit dem Pseudonym «Lolita 
14». Will sich jemand mit .der angeblich 
MindeJ:jãhrigen in sexueller Absicht tref
fen, wird er am vereinbarten Treffpunkt 
verhaftet. Nach der Inl<raftsetzung der 
neuen Strafprozessordnung des Bundes 
im Jahr 2011 mussten solche verdeclcten 

Ermittlungen vorerst eingestellt werden. 
Erst das nun in einem anderen Punlct be
anstandete Polizeigesetz ermõglichte die
se wieder. 

Für die Alternative Uste, wekhe die 
Revision des Polizeigesetzes im Kantons
rat belcãmpft hat, stellt der Entscheid des 
Bundesge1ichts «eine zweite Ohrfeige für 
den Regierungsrat» dar, wie sie in einer 
Mitteilung schrieb. Der Zürcher Regie
rungsrat sei offenbar nicht fàhig, ein ver
fassungskonformes Polizeigesetz zu er
lassen. Das oberste Gericht hat bereits 
früher einmal einzelne Punlcte des Geset
zes beanstandet. 

Ob es bei der nun ausser Kraft gesetz
ten Bestimmung zu einer Neuauflage 
kommen wird, liess Fehr gestem offen. 
«Wir wollen zuerst die ausfiihrlid1e Be
gründung des Bundesgerkhts abwarten 
und dann prüfen, ob wir die Bestim
mung in naher Zeit überhaupt brau
chen», sagte er. Falls ja, werde di.e Regie
rung den Gesetzesartilcell an di.e Anforde
rungen des · Bundesgerichts anpassen 
und dann zur emeuten Beratung in den 
Kantonsrat bringen. 

Transgender Network S\ 
(1'GNS) erhãlt den mit 20 00� 
dotierten Gleichstellungsp 
Stadt Zürich 2014. Ausgezeic 
die Rechtsberatung, die seit 
ren ehrenamtlich und gra1 
menschen bei rechtlichen P 
unterstützt. Der Stadtrat vvi. 
dem Preis das einzigartige m 
sionelle Engagement von 1'G: 
rechtliche und soziale Glei1 
von 1'ransmenschen, heisst E 

Mitteilung. Immer mehr !l 
die sich nicht dem Geschled 
rig fühlten, dem sie bei Gel 
ordnet wurclen, suchten l 
zung bei der Rechtsberat 
T GNS. 1'ransgender Networl 
land setzt sich seit 2010 dafi. 
soziale und rechtliche Leben 
sowie die medizinische V( 
von 1'ransmenschen in der 
rich zu verbessern. Unterst 
den nicht nur 1'ransmensd 
dern auch Berufsgruppen ur 

tionen, die mit Transmensch 
haben. Der Gleichstellungsp 

. 1'ransgender Networlc SVi 
vom Juryvorsitzenden, StadtJ 
Leupi (Grüne), am 17. Novem 
reicht. (SDA) 

B�i!ilmenbeete 

Di e Stadt Zürich 
zur Ernte auf 
Heute ist Erntetag: Die Stadt 2 
ihre Bewohnerinnen und Bew 
zu auf, das Gemüse, das in cb 
in den Blumenrabatten gezog1 
zu ernten. Es sollte aber gut g 
werden. Statt Primeln und 
sprossen in vielen Blumenra 
diesem Sommer Randen, : 
und Mangold: Unter dem M( 
zen und Zierde» pflanzte Grün 
rich für einmal auch Gemüs, 
Alction habe in der Bevõlkerur 
Anldang gefunden. Immer "' 
Grün Stadt Zürich angefragt w 
das Gemüse geerntet werden e 

te die Stadt am Mittwoch mit. 
nerstag, 2. Olctober, werde diE 
Iaubt. Wer noch Gemüse fin 
sollte aber früh aufstehen: 
rechnet damit, dass viele Bee 
leergerãumt sein dürften. Uné 
fiehlt, das Gemüse gut zu was 
Entscheidung darüber, ob et1 
haupt essbar ist, überlãsst sie 
ckerinnen und Pflüdcern. Wo 
zu finden sind, hat die Stadt 

U m dlffe Kompetenm:m dlér Kffndler zu entdlec�en 11.md fõrdem, wie dffes der lellupll<m 21 verllangt, braucll"it es vffell gemeffnsame Zeit mfft ill"inei"i. SYMBOLBILD MTS Google-Karte marlciert. (SDA) 
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Eventtha��e 

I-IaHenstadion eJ 
JLelhur]pl]m 21 Die Volksschule wrrd mit dem Reformprojekt nicht neu erfunden, aber anders akzentuiert KonJkurrenz in E 
\flQIINJ MATifl-llffAS SCfl-IJAJRIRIEIR 

Ende Olctober wird clie Erziehungs
direlctorenkonferenz (EDK) einen für 
die Volksschule folgenreichen Ent
scheid fãllen: Es geht um die Freigabe 
des Lehrplans 21. Das Reformwerk soll 
erstmals einen gemeiÍlsamen Lehrplan 
für die 21 am Projelct beteiligten 
Deutschschweizer Kantone bringen. 

Je nãher der Termin rüclct, umso 
mehr werden .Zweifel laut: Im Aargau 
wurde Ende August eine Volksini):iative 
gegen den Lehrplan 21 landert, und die 
Kantonsregierung schob dessen Einfüh
rung aufs Schuljahr 2020/21 hinaus -
frühestens. Auch Solothurn zõgert: 
Nicht vor 2018/19 werde der neue Lehr
plan eingeführt, sagte Bildungsdirelctor 
Remo Anldi Mitte September. Eine Wo
che spãter forderte die SVP im Zürcher 
Kantonsrat, das Parlament müsse über 
den Lehrplan 21 entscheiden. Ihr Vor-. 
stoss scheiterte aber, sodass weiterhin 
der lcantonale Bildungsrat entscheidet. 
Die Zürcher Regierung will den Lehr
plan 21 ab 2017/18 einführen, zuvor je
doch das von der EDK freigegebene 

... 

Werk nochmals einer Vernehmlassung 
unterziehen. 

· 

Auf Kritik stõsst neben Einzelaspek
ten wie Sexuallcunde, Gewichi:ung der 
Schweizer Geschichte, der Infcirmatik, 
Medienkunde oder Wir:tschaft eine Ak- · 

zentverschiebung: Weg von der der rei
nen Stoffvermittlung, hin zur Vermitt
lung von Kompetenzen. Macher des 
Lehrplans 21 erldarten gestern im Rah
men eines Hintergrundgesprãchs iJ;I Zü
rich, was damit gem.eint ist. 

lichkeitsbildung werde mit dem neuen 
Lehrplan systematischer behandelt. 

Wie dies im Unterricht konkret aus
sehen kann, erlãuterte Silvia Vogel. Die 
Primariehrerin und Dozentin an der 
Pãdagogischen Hochschule Luzern hat 
den Lehrplan 21 als Vertreterin der Pri
marstufe mitentwickelt. «Die ldassische 
Prüfung hat ausgedient - oder declct die 
Kompetenzen nicht vollstãndig ab», so 
Vogel. An ihr� Stelle traten zum einen 
Prüfungen, die auch Kompetenzen tes
ten. Zum anderen Portfolios, in denen 

«Was list eligentUch ein Atom?» IGnder ihren Wissenserwerb selber do-
«Die Aufllistung von Lerninhalten , kumentieren. 

wurde zurückgefahren. Dafür wurden So habe sie eine erste Primarldasse 
zu .erreichende Kompetenzniveaus her� Berufsleute über ihre Berufe befragen 
vorgehoben», sagte Kurt Reusser, Pada- lassen. Di e Kinder mussten zuerst un
gogilcprofessor àn der Uni Zürich und tereinander aushandein, wer welche 
Prãsident des Fachbeirats Lehrplart 21. Berufe erforscht; dann lernen, wie man 
Er betonte, Wissen und Kompetenz sei- fremde Menschen begrüsst und verab
en keine Gegensãtze: «Kompetenz ist .schiedet; Interviewtermine mit den Be-

. zu 90 Prozent Wissen. ·Es kommt auf rufsleuten abmachen; Tonbandauf� 
die Qualitãt des Wissens an.» Kompe- . zeichnungen von den Gesprãchen an
tenz lasse sich trainieren, auch durch . fertigen; gruppenweise einen Vortrag 
die Auseinandersetzung mit Fragen wie über den erforschten Beruf.vorbereiten 
«Was ist eigentlich ein Atom? Ein Mole- und in der Klasse prãsentieren. Dann 
kül? Ein Ozonloch?». Auch die Persõn- beurteilte die Klasse den Vortrag, und 

l:'-

die Lehrerin gab eine Beurteilung ab. 
Neben dem Wissen über Berufe eigne
ten sie sich so Sozialkompetenzen im 
Umgang mit fremden Menschen sowie 
ini gemeinsamen Arbeiten an, zudem 
Kompetenzen wie Sprachfluss und 
Blicldcontalct beim Vortrag. «Es geht 
darum, Wissen · mit einer real en Hand
lungssituation zu verbinden», fàsste 
Vogel den Ansatz zusammen. Das sei 
keine Neuerfindung. Und es lasse sich 
auch nicht in allen Fachbereichen 
gleich gut umsetzen. Doch mit dem· 
Lehrplan 21 werde diese Haltung ge
stãrlct. 

«ID>ill!etfWJlllltisdlle JLehrerm11.1lsiblnlidhtmg» 
Um die Kompetenzen der Kinder zu 

entdeclcen, brauche es indes viel ge
meinsame Zeit mit ihnen. Vogel pladier
te daher dafür, dass Lehrer wieder grõs
sere Pensen in ihren Klassen haben. Pã" 
dagogikprofessor Reusser sprach sich 
für eine Aufwertung des Volksschulleh
rerberufs aus: «In Finnland sind Lehrer 
ausgebildet und angesehen_ wie Ãrzte. 
Wir leisten uns immer noch eine clilet-
tantische Lehrerausbildung.» 
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Die Basler St.Jalcobshalle soll 
als 100 Millionen Franken mc 
werden. Weil dabei di.e Zuscha1 
tãt von 9000 auf 12 000 Person 
wird, erhãlt das Zürcher Hall 
direlcte Konlrurrenz fur Te 
Nach der Sanierung, fur die 1 

Grosse Rat noch einen Baulaec 
Millionen Franlcen bewilligen n 

de Basel-Stadt pralctisch eine n 
kobshalle haben, sagte Reg 
Christoph Eymann. Der Bas 
hungsdirelctor ist zuversichtl 
sich damit neue Grossveran: 
nach Base! holen lassen. JlJcti; 
ren will man namentliche gro 
events. Neue Perspelctiven eri:i 
aber auch für Konzerte. Mit 
12 000 Personen erlange di e : 
halle im internationalen Verar 
geschãft eine neue Position, h 
der Regierungsvorlage. 9000 • 
bisher sind vielen Veranstalter: 
Acts zu wenig. Die St. Jalcobi 
künftig in der gleíchen Liga SJ 
da.S Hallenstadion, das als grõs 
staltungshalle der Schweiz nur 
ze mehr hat. (SDA) 
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